
Finanzantrag an das StudentInnenparlament der HU Berlin 26.11.2015

Antragstellerin: Katharina Kanthak und Simon Drees für die Fachschaftsinitiative Medizin

Die Fachschaftsinitiative Medizin der Charité beantragt beim StudentInnenparlament der HU 
die Erstattung der Kosten für ein Rechtsgutachten zur Lage der studentischen Beschäftigten 
an  der  Charité.  Die  zu  erwartenden  Kosten  belaufen sich  auf  einen  Maximalbetrag  von 
4000€, den wir hiermit beantragen.

Begründung:

Die  studentischen  Beschäftigten  an  der  Charité  werden  durch  die  Charité  Healthcare 
Services  GmbH (CHS),  ein  100% Tocherunternehmen  der  Charité,  angestellt.  Die  CHS 
arbeitet nach dem Prinzip der Arbeitnehmerüberlassung, d.h. die stud. Beschäftigten werden 
der jeweiligen Einrichtung der Charité lediglich von der CHS „ausgeliehen“, Arbeitgeber ist 
die CHS. Die Einrichtung bezahlt hierfür die CHS, zuzüglich der Verwaltungskosten. Derzeit 
erhalten die Studierenden 10,98€/h. Zum 01.01.2016 übernimmt die CHS den Tarifvertrag 
des  Interessenverbandes  der  Zeitarbeitsunternehmen  e.V.  (IGZ).  Dies  geht  mit 
weitreichenden  Umstellungen  einher,  u.a.  mit  einer  Stundenlohnabsenkung  auf  10,50€/h 
sowie Veränderungen im Bereich der Lohnzuschläge, der Vertragsdauer und –verlängerung, 
der Zahlung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld etc. 

Von Seiten des Personalrates der Charité und der Studierendenvertreter im Fakultätsrat der 
Charité bestehen nun Zweifel bzw. tiefergehende rechtliche Fragen zur Anstellung von stud. 
Mitarbeiter_innen.  Diese  beziehen  sich  u.a.  auf  die  Bestimmungen  im  Berliner 
Hochschulgesetz  (BerlHG)  und  die  Konformität  mit  EU-Richtlinien  sowie  dem 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz  (AÜG).  Da  eine  Evaluierung  des  neuen  Modells  nach 
Ablauf der ersten Jahreshälfte 2016 ansteht, möchten wir möglichst gut informiert und auf 
Basis einer detaillierten rechtlichen Prüfung des neuen Konstruktes in die erneute Diskussion 
gehen. 

Beschluss:  Das  StuPa  beschließt,  der  Fachschaftsinitiative  Medizin  die  Kosten  eines 
Rechtsgutachtens zur Situation der studentischen Beschäftigten an der Charité bis zu einem 
Maximalbetrag von 4000€ zu erstatten.


